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Der EU-Vertrag verlangt in 
Artikel 29 „… die Verhütung 
und Bekämpfung der – orga-
nisierten und nichtorgani-
sierten – Kriminalität, insbe-
sondere des Terrorismus, … 
im Wege einer engeren Zu-
sammenarbeit der Polizei-, 
Zoll- und anderer zuständi-
ger Behörden in den Mit-
gliedstaaten, sowohl unmit-
telbar als auch unter Ein-
schaltung des Europäischen 
Polizeiamts (Europol).“ Da-
mit hat die EU die Terro-
rismusbekämpfung in die 
so genannte 3. Säule des 
Vertragswerkes – Polizeili-
che und Justizielle Zusam-
menarbeit in Strafsachen 
(PJZS) – aufgenommen, auf 

der zwischenstaatlichen Re-
gierungsebene. Die Europol 
ist seit 1.7.1999 als Europä-
isches Polizeiamt mit Sitz in 
Den Haag tätig und u. a. für 
folgende Delikte zuständig: 
Tötung, Menschen- und Or-
ganhandel, Rassismus, Be-
trugs- und Eigentumsdelikte 
(wie Korruption, Computer-
kriminalität und Dokumen-
tenfälschung), Waffen- und 
Munitionshandel und Um-
weltkriminalität. In jedem 
EU-Staat ist eine nationale 
Europol-Stelle eingerichtet.

Gemäß der Europäischen 
Sicherheitsstrategie vom 
Dezember 2003 ist der Terro-
rismus eine Bedrohung dy-
namischer Art, die in unter-

schiedlichen Formen auf-
tritt. Bei der Bekämpfung 
des Terrorismus könne z.B. 
„eine Mischung geheim-
dienstlicher, polizeilicher, 
rechtlicher, militärischer 
und anderer Mittel“ ange-
bracht sein. Zum ersten An-
ti-Terror-Koordinator der EU 
wurde am 25.3.2004 Gijs de 
Vries ernannt. 

Im EU-Rahmenbeschluss 
zur Terrorismusbekämpfung 
vom 13.6.2002 wurde erst-
mals festgelegt, welche 
Handlungen EU-weit als Ter-
rorakt angesehen werden. 
Die EU erhielt dadurch eine 
gemeinsame Definition für 
Terrorismus sowie einheitli-
che Vorgaben für die daraus 

folgenden Sanktionen. Im 
Fall des Terrorismus muss 
die Begehung einer ernst-
haften Destabilisierung oder 
Zerstörung politischer, ver-
fassungsrechtlicher, ökono-
mischer oder sozialer Grund-
strukturen eines Staates oder 
einer internationalen Orga-
nisation bzw. eine schwer-
wiegende Einschüchterung 
der Bevölkerung vorliegen. 
Zusätzlich wird die Absicht 
des Täters erfasst, öffentliche 
Stellen oder eine internatio-
nale Organisation unberech-
tigterweise dazu zu zwingen, 
bestimmte Handlungen aus-
zuführen oder zu unterlas-
sen. Der Rahmenbeschluss 
gilt nicht für die Aktivitäten 
der Mitglieder der Streitkräf-
te der EU-Staaten.

Im Juni 2004 nahm der Eu-
ropäische Rat auch als Reak-
tion auf die Anschläge von 
Madrid den „Aktionsplan 
über die Bekämpfung des 
Terrorismus“ an, der Grund-
lage und Fahrplan zur Um-
setzung des Kampfes gegen 
den Terrorismus ist. Beim Rat 
der Justiz- und Innenminis-
ter, Anfang Dezember 2005, 
wurde die neue EU-Antiter-
rorstrategie angenommen, 
die sich in die Bereiche Prä-
vention, Schutz, Repression 
und Reaktion gliedert. Ziel 
der Strategie ist es, „den Ter-
rorismus unter Wahrung der 
Menschenrechte umfassend 
zu bekämpfen, Europa si-
cherer zu machen und es 
den Menschen zu erlauben, 
in Freiheit, Sicherheit und 
Recht zu leben.“

Dr. Gunther Hauser
ISS/LVAk

Als Mitgliedsstaat in der 
EU hat sich Österreich 
durch Artikel 23f des 
Österreichischen 
Verfassungsgesetzes 
BGBl. I Nr. 83/1998 zur 
Mitwirkung am gesamten 
Spektrum der „Petersberg-
Aufgaben“ verpflichtet 
und beteiligt sich damit 
auch an der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik (ESVP) im 
Rahmen der Gemeinsamen 
Sicherheits- und 
Außenpolitik (GASP), 
wobei Österreich auch 
deren Entwicklungs-
schritte voll mitträgt. 

Schlüsselfaktor 
Koordination
Um den verschiedenen Her-
ausforderungen im Rahmen 
der internationalen Kata-
strophenhilfe und des inter-
nationalen Krisenmanage-
ments gewachsen zu sein, 
müssen die in vielfältiger 
Weise vorhandenen Mittel 
und Fähigkeiten in Öster-
reich und der EU in koordi-
nierter und wirksam aufein-
ander abgestimmter Art sich 
ergänzend zum Einsatz ge-
bracht werden.

Daher ist es für Österreich 
eine wichtige Aufgabe, nicht 
nur, aber in verstärktem Aus-
maß im Rahmen der EU-
Ratspräsidentschaft die Ko-
ordinierung sowohl von zi-
vilen als auch militärischen 
Mitteln besonders in den 
Vordergrund der Bearbeitun-
gen zu stellen. 

Zivil-militärische 
Interaktion
Ziel ist es, die EU zu einem 
wichtigen Akteur im inter-
nationalen Krisenmanage-

ment zu machen. Im Rah-
men dessen wird der Über-
begriff der zivil-militäri-
schen Interaktion verwen-
det, die in drei Bereiche 
unterteilt wird. Dies sind 
einerseits die zivil-militäri-
sche Koordinierung (Civil-
Military Coordination – 
CMCO), in der das Militär 
eine aktive Rolle einnimmt 
und andererseits die Reform 
des Sicherheitssektors (SSR) 
sowie die Katastrophen-
hilfe, bei denen dem Mili-
tär eine unterstützende Rol-
le zukommt. Dabei ist es 
wichtig sich bewusst zu sein, 
dass im Rahmen der EU die 
CMCO als „Kultur einer Ko-
ordinierung“ gesehen und 
bezeichnet wird und opti-
mierende Maßnahmen auf 
der strategischen Ebene dar-
stellt.

Gute Vorbereitung

Bereits während der EU-
Präsidentschaften von Groß-
britannien und Finnland 
wurde eine Initiative zur 
Verbesserung der CMCO 
ins Leben gerufen. Ös-
terreich hat sich verpflich-
tet, an diesem umfassenden 
Ansatz mitzuarbeiten und 
ihn aufbauend auf den Er-
gebnissen Großbritanniens 
kontinuierlich weiterzufüh-
ren.

Während der EU-Rats-
präsidentschaft setzt Öster-
reich das Schwergewicht 
im Bereich der CMCO vor 
allem auf praktische Fra-
gen zur Verbesserung der 
Interaktion zwischen zivi-
len und militärischen Kräf-
ten in konkreten Operatio-
nen.

Hierbei werden grundsätz-
lich alle Akteure eingebun-
den, die sowohl in der Pla-
nung als auch in der an-
schließenden Umsetzung im 
Rahmen des internationalen 
Krisenmanagements beteiligt 
sind. Dies sind innerhalb der 
EU für das Militär vor allem 
die Aufgaben der ESVP in der 
2. Säule1), wobei es sich hier-
bei um Aufgaben im inter-
nationalen militärischen und 
zivilen Krisenmanagement 
handelt. Bei Katastrophen au-
ßerhalb der EU wird zusätz-
lich die 1. Säule für die Koor-
dinierung der erforderlichen 
Notmaßnahmen im Einsatz-
gebiet eingebunden.

Eva Nemec
BMLV/Abt MilStrat
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Ebenso wie die zivil-militäri-
sche Koordination (CMCO)1) 

und die Reform des Sicher-
heitssektors2) ist die Katastro-
phenhilfe einer der Bereiche 
der zivil-militärischen Inter-
aktion. Auch hier ist es wich-
tig, das sich ergänzende Ge-
meinschaftsverfahren weiter-
zuentwickeln, laufend zu op-
timieren und zu implemen-
tieren, damit diese im koordi-
nierten Hilfseinsatz bestmög-
lich – rasch, wirksam und 
nachhaltig – zur Anwendung 
kommen können.

Immer mehr 
Katastrophen
Durch das vermehrte Auftre-
ten von Natur- oder sonstigen 
Katastrophen haben interna-
tionale Organisationen wie 
die Vereinten Nationen (VN), 
die NATO-Partnerschaft für 
den Frieden und die EU seit 
den 80er Jahren Konzepte 
zur Verbesserung der inter-
nationalen Hilfe in Katastro-
phenfällen entwickelt3). Im 
Rahmen der EU ist die Eu-
ropäische Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP) 
bestrebt, im Anlassfall mög-
lichst unverzüglich die zur 
Verfügung stehenden Mittel 
situationsangepasst zum Ein-
satz zu bringen. Um dies ge-
währleisten zu können, ist es 
unter anderem erforderlich 
einen laufenden gegenseiti-
gen Informationsaustausch 
über die von den Mitglieds-
staaten bereitgestellten Mittel 
und Kapazitäten, auch zu de-
ren Bündelung oder gegensei-
tigen Abstimmung, sicherzu-
stellen. 

Schlüsselfaktor Zeit
Essenziell für die Auswahl 
und Zusammenstellung der 
Mittel und Akteure ist der 
Zeitansatz, in dem die Kata-
strophenhilfe erforderlich ist. 
Hierbei lassen sich kurzzeitig 
erforderliche Soforthilfe, mit-
telfristige Hilfsmaßnahmen 
und längerfristige Unterstüt-
zung unterscheiden. Vor al-
lem bei der Soforthilfe, die 
den klassischen, nicht-abseh-
baren „Katastophenhilfean-

lassfall“ darstellt, ist eine 
Reaktion innerhalb weniger 
Stunden erforderlich, wobei 
„die Fähigkeit, rasch reagie-
ren zu können“ im Vor-
dergrund der Anstrengungen 
steht. Aber auch mittelfristige 
Hilfsmaßnahmen, etwa bei 
Großkatastrophen, bei denen 
bereits (internationale) Hilfs-
kräfte vor Ort sind oder län-
gerfristige Unterstützung im 
Hinblick auf die wirtschafts- 
und gesellschaftspolitischen 
Überlegungen der Außenpo-
litik im Rahmen der Entwick-
lungszusammenarbeit mit ei-
nem Zeitfaktor von Tagen bis 
hin zu Jahren, definieren die 
Art des Hilfseinsatzes.

Umfassende Wirkung
Ziel der zivil-militärischen In-
teraktion ist es, die Fähigkei-
ten aller eingebundenen Ak-
teure besonders zur Geltung 
zu bringen und dadurch im 
Anlassfall ein sich bestmög-
lich ergänzendes, umfassen-
des Maßnahmenpaket zur 
Wirkung zu bringen.

Im Gegensatz zu CMCO1) 
sind die Gemeinschaftsver-
fahren für den Katastro-
phenschutz in der 1. Säule4) 
angesiedelt, wobei dem Mi-
litär je nach Anlassfall vor-
wiegend eine unterstützen-
de Rolle zukommt.

Im November 2005 fand 
der von der EU verfolgte, 
säulenübergreifende4) und in-
terinstitutionelle Ansatz der 
Entwicklungen in Form von 
„EU-Regelungen zur Koordi-
nierung in Notfällen und Kri-
sen“ seinen Niederschlag. Bis 
Juli 2006 ist es nun unter 
der EU-Präsidentschaft Ös-
terreichs das Ziel, einen ers-
ten Bericht über ein System 
von Krisenbewältigungsrege-
lungen vorzulegen, der auch 
als Basis für eine Information 
der Bevölkerung dienen soll.

Eva Nemec
BMLV/Abt MilStrat
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im Rahmen der EU erfolgt auf Basis 
des Artikels 23f des Bundesverfas-
sungsgesetzes BGBl. I Nr. 83/19981.
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Das Bundesministerium für 
Landesverteidigung arbeitet 
auch während des öster-
reichischen EU-Vorsitzes in 
mehreren Bereichen eng mit 
anderen Ministerien zusam-
men. Bereits in der Vorbe-
reitungsphase zur Präsident-
schaft wurde vor allem die Zu-
sammenarbeit mit dem Bun-
desministerium für Inneres 
und dem Bundesministe-
rium für auswärtige Angele-
genheiten intensiviert. 

Die Europäische Sicher-
heits- und Verteidigungs-
politik (ESVP) ist ein Teilge-
biet der Gemeinsamen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik 
(GASP), bei der das BMaA fe-
derführend ist. Die für die 
ESVP zuständigen militäri-
schen Gremien enden auf 
der Ebene des Militäraus-
schusses (EUMK), die darü-
ber liegenden Gremien (Po-
litisches und Sicherheitspo-
litisches Komitee, Ausschuss 
der Ständigen Vertreter, Rat 
Allgemeine Angelegenheiten 
und Außenbeziehungen, Eu-
ropäischer Rat) liegen in der 
Zuständigkeit des BMaA.

Wesentliche Beiträge des 
BMLV gibt es im Bereich 
„Entwicklung der militä-
rischen Fähigkeiten“ und 
„Planung militärischer Ope-

rationen“. Für die Beschluss-
fassung militärischer Ope-
rationen auf europäischer 
Ebene ist das BMaA zustän-
dig, die Zuständigkeit für 
die Teilnahme österreichi-
scher Soldaten an solchen 
Operationen liegt aber beim 
BMLV. Die Entsendung er-
folgt nach Ministerratsbe-
schluss und im Einvernehmen 
mit dem Hauptausschuss des 
Nationalrates. Die Zusammen-
arbeit mit dem BMaA ist sehr 
eng und kann als sehr gut be-
zeichnet werden.

Auch mit dem BMI ist 
die Zusammenarbeit vor und 
während des EU-Vorsitzes in-
tensiviert worden. Im Be-
reich der Terrorismus-Be-
kämpfung funktioniert die 
Kommunikation und Koor-
dinierung sehr gut. Grund-
sätzlich sind die Aufgaben-
stellungen in diesem Bereich 
zwischen dem BMI und dem 
BMLV unterschiedlich: Das 
BMLV leistet wertvolle Ar-
beit in jenen Bereichen, wo 
dem Innenministerium die 
Kapazitäten fehlen. Vor al-
lem wird hier der Bereich 
des Consequence Manage-
ment (Nachsorge nach Kata-
strophen und Terroranschlä-
gen) angesprochen.
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